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Um die Sicherung einer freiheitlichen Gesellschaft

Zum Gründungskongreß des Bundes Freiheit der Wissenschaft am 18. November 1970

„W o Gewalt aus öffentUdien Mündern als heilsam 
vorgestellt und zur sdiöpferisdien Unruhe des Ge= 
meinwesens stilisiert wird, entsteht nur allzu leidit 
ein Klima der Resignation, des Herunterspielens, ja 
der geschichtsphilosophischen Entschuldigung und 
Besdiönigung." Hans Maier

Bis zum Ersten Weltkrieg ge­
riet jeder, der es wagte — 

in welchem gesellschaftlichen 
Bereich auch immer —, Änderun­
gen des Althergebrachten ins 
Auge zu fassen, in die Outsider- 
Situation eines Diffamierten. Der 
„ro te  Professor“ , der „ro te  Land­
rat", der „ro te  Baron“ waren 
damals dubiose Ehrentitel, die 
jedem leicht zuteil werden konn­
ten, wenn er es unternahm, Un­
übliches zu tun oder vorzuschla­
gen. Dabei fiel es kaum ins Ge­
wicht, ob er überhaupt geistige 
Dder politische Beziehungen zur 
sozialistischen Bewegung seiner 
Zeit hatte. — Heute ist es umge­
kehrt! Wer nicht bereit ist, jede 
¡Änderung fü r fortschrittlich und 
edes extreme Experiment für 
loch progressiver zu halten, g ilt 
als „Konservativer“ oder gar 
jls  „rechtsradikaler Reaktionär“ , 
nag er selbst auch ein Sozialist 
!ein und sachgerechte Reformen 
schon gefordert haben, als sich 
insere älteren Moderevolutio- 
läre in ihren geistigen Windeln 
Jes Traditionalen noch ganz 
vohl fühlten. So kann es kaum 
iberraschen, daß die Gründer

des Bundes Freiheit der Wissen­
schaft sich in ihrer Kritik an der 
Hochschulreform schon als „un­
zeitgemäß“ verurteilt und mit 
dem „Rechtskarte ll“ identifiziert 
sahen, ehe es noch jemand für 
nötig hielt, sich über ihre Ab­
sichten zu informieren.

Wie gering Orientierungsbe­
reitschaft und Unterscheidungs­
vermögen in unserer Öffentlich­
keit entwickelt sind, zeigte ein 
Artikel, den das HANDELSBLATT 
brachte, eine Zeitung übrigens, 
die sich selbst von linken Pro- 
gressivisten als „kapitalistisch 
infiz iert“ , d. h. als reaktionär ge­
kennzeichnet sieht. Am Tage des 
Gründungskongresses erschien 
dort unter der Überschrift „S tre it 
um Wissenschaftsbegriff“ eine 
Charakterisierung des Bundes, 
die diesem genau das vorwarf, 
was seine Gründer gerade zu 
bekämpfen beabsichtigen: „D ie 
bewußt unpolitische Haltung des 
einsam vor sich hin forschenden 
Wissenschaftlers in uneinge­
schränkter Freiheit.“ Offenbar 
fä llt es heute schwer zu begrei­
fen, daß gerade derjenige, der

sich w ie dieser Bund zur gesell­
schaftlichen Verpflichtung der 
Wissenschaft bekennt, ideolo­
gische und machtpolitische Grup­
penkämpfe aus der Hochschule 
heraushalten muß. Denn gerade, 
wenn die Wissenschaft sich zu 
humanitären Werten bekennt, 
muß sie sich erkenntniskritisch 
um Objektivität, sprich: um
Wahrhaftigkeit bemühen. Sie 
muß warnen davor, sich selbst 
zu einem Religionsersatz wer­
den zu lassen. Niemand hat das 
besser form uliert als Ernst To- 
pitsch in seiner Schrift „D ie 
Freiheit der Wissenschaft und 
der politische Auftrag der Uni­
versität“ (vgl. Kasten S. 690).

Nur methodisch zureichend 
ausgebildeten Wissenschaftlern 
selbst kann Vorbehalten bleiben, 
das zu kontrollieren, was sich 
als Wissenschaft ausgibt. Nur 
dann kann verhindert werden, 
daß die Gesellschaft durch So­
phistereien in die Irre geführt 
w ird. Andererseits müssen Staat 
und Gesellschaft jedoch selbst 
darauf dringen, daß die Wissen­
schaft in Lehre und Forschung
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ständig die Leistungen bereit­
stellt, derer das Gemeinwesen 
bedarf, und — soweit dafür er­
forderlich — die Autonomie der 
Hochschulen einschräni<en. Be­
zeichnenderweise sind sich in 
einem Punl<te linksextremistische 
Studenten und naiv konserva­
tive Professoren gelegentlich -  
wie z. B. an der Universität 
Mainz — völlig einig, nämlich in 
der Idolisierung des Autonomie­
gedankens, wenn auch jede 
Seite ganz andere Vorstellungen 
und Absichten damit verbindet. 
Die geistige Freiheit, die der 
Bund fü r die Wissenschaft fo r­
dert, hat dagegen nichts m it der 
Autonomie der alten Ordinarien­
universität zu tun, die sich weit­
gehend ihren gesellschaftlichen 
Pflichten entzog. Sie hat a ller­
dings noch weniger m it der 
Autonomie der neuen Gruppen­
universität zu tun, in der die un­
sachgemäße Machtverteilung und 
eine merkwürdige Mischung von 
oppositionellem Solidarismus, 
Bequemlichkeiten und Uninter­

essiertheit die Studentenschaft 
dazu verleitet, die Macht radika­
len Minderheiten zu überlas­
sen ’ ). Diese Minderheiten stre­
ben unter dem Vorwand, eine 
pluralistische Wissenschaft zu 
wollen, in W irklichkeit das 
Wissenschaftsmonopol fü r ihre 
eigene revolutionäre Herrschafts­
ideologie an. Da sie in einer Ge­
sellschaft, die sie ablehnen, 
nicht an einer Leistungssteige­
rung in Forschung und Lehre in­
teressiert sind, fä llt es ihnen 
leicht, durch Verminderung von 
Leistungsansprüchen das Zucker­
brot bereit zu halten, das sie 
brauchen, um sich die erforder­
liche vage Solidarität der studen­
tischen Mehrheit erhalten zu 
können. Für Assistenten, Dozen­
ten und Professoren hat man 
überdies als Attraktion bereit.

1) Vgl. Gegen Elfenbeinturm und Kader­
schmiede. Die hochschulpolitlsche Tagung 
in Bonn am 22. Juni 1970. Herausgegeben 
von Hans Ivlaier und Michael Zöller, Köln 
1970.
2) Die andere Biidungsl<atastroph0. Hoch­
schulgesetze statt Hochschulreform. Her­
ausgegeben von Hans Maier und Michael 
Zöller, Köln 1970.

U m  die A u fg a b en , die unsere Z e it  u ns ste llt, zu  lösen , '„dazu bedarf es 
w eit m ehr als b loßer V isio n en  oder W unschbilder. Es ist le id it, v o n  einer  
,b efried eten ' G esellsd ia ft oder einem  ,neuen M en schen ' zu  träum en, z u ­
m al w en n  m an sidt kein e R ed ien sd ta ft darüber ablegt, w elche Erfahrungen  
b isher m it solchen G edankengängen gem acht w urden. Es is t  dagegen  
schwer, kon krete p ra ktisd ie M aßn ahm en  zu r  V erbesserun g der m ensch­
lichen L ebensbedingungen zu  erdenken und  durchzuführen. K ulturkritische  
K lagelieder h e lfe n  u ns nicht, d ie  D y n a m ik  der w issen schaftlid i^ n du strieU  
len  R evo lu tio n  so zu  kanalisieren, daß das G lücksverlangen m öglichst 
vieler M en sd ien  befried ig t oder zu m in d est nicht in  schw erw iegender  
W eise frustriert w ird. Eine unterschiedslose V eru rteilu n g  der Institu tionen  
üb ersieht die fun dam en tale Tatsache, daß gerade die F reiheit der in stitu ­
tion ellen  Sicherung am notw en digsten  bedarf. E ine d iiliastische Katheder-^ 
prophetie w ird  aber v o llen d s nur fanatische S ek ten  schaffen , w elche die 
M ein u n g en  A n d ersd en kend er nicht resp ektieren, sondern  —  w o sie zur  
M acht kom m en — rücksichtslos unterdrücken.

V or einem  solchen H intergrund w ird  die p o litisd ie  F u nktion, w elche die  
U n iversität als P flegestätte w ertfreier W issen schaft in  einer demokra= 
tischen G e sellsd ia ft ausüben kann, deutlich erkennbar  —  näm lich als Raum  
in stitu tio n e il gesd iü tzter  Freiheit em pirisch-rationaler W ahrh eitsfin dun g, 
w o so w o h l die Ideologien  der an der H errschaft sitzen d en  w ie d ie der 
nadt H errsdiaft strebenden gleidierm aßen der K ritik  au sg esetzt sind, die  
sie  ihrer angem aßten A bsolu theitsa nsp rüch e en tk leid et. Es g ib t h ier keine  
,p riv ileg ierten ' W ah rh eiten , die einer K on trolle  durch logische A n a ly se  
und  erfahrungsm äßige Ü berprüfung en tzogen  w ären." Ernst T op itsd i

deren W illfährigkeit m it schnel­
lerem Aufstieg bis hin zum 
Hochsprung auf einen Präsiden­
tenposten zu honorieren.

So bleibt auch nach der Hoch­
schulreform ein Zustand perma­
nenter Revolution erhalten, der 
begleitet wird von ständigen 
Verstößen gegen die neuen 
Hochschulgesetze und vom 
ängstlichen Bemühen der neuen 
Hochschulgremien und Kultur­
m inisterien, die wahren Hoch- 
schulverhältnisse zu verschleiern. 
Und die Warnung des Bundes, 
daß die Revolte die Reformen 
verschlingt und darüber hinaus 
über eine totale Anarchisierung 
unserer Gesellschaft schließlich 
auch deren Fortschrittlichkeit ge­
fährden wird, b leibt nur allzu 
berechtigt ^).

Die Chancen aber, unsere Ge­
sellschaft gegen den Virus a ll­
gemeiner Zersetzung zu immu­
nisieren, ist gering, solange in 
unserer Öffentlichkeit Wortmagie 
und emotional bestimmtes Kli­
scheedenken vorherrschend blei­
ben, weil dann heilende Gegen­
kräfte kaum wirksam werden 
können. So kennzeichnet die 
böse Prophezeiung des Münche­
ner Konrektors Peter Glotz: 
„D er Bund Freiheit der Wissen­
schaft ist eine Seifenblase. Zur 
Zeit wird sie gerade in die Luft 
geblasen . . .  aber dann wird sie 
platzen, und alles w ird sein wie 
vorher!“ eine Gefahr, die nicht 
nur dem Bund, sondern un­
serer freiheitlichen Gesellschaft 
schlechthin d ro h t W ir können 
nur hoffen, daß alle konstruk­
tiven gesellschaftlichen Kräfte 
nicht nur durch Applaus, sondern 
darüber hinaus durch eigene 
Initiative dem Bund helfen wer­
den, diese Gefahr zu bannen. 
Sie müssen ihn zu dem machen 
helfen, was er sein w ill, zu 
einem Kristallisationspunkt für 
eine fortschrittliche Reintegra­
tion von Staat und Gesellschaft.

Heinz-Dietrich Ortlieb
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